
Euch schämen, als Deutsche auf deutsche Arbeiter zu 
schießen“. Er rief dies, obgleich überhaupt nicht geschos­
sen wurde. Unmittelbar im Zusammenhang mit seinen 
Rufen öffnete er dann seine Jacke und rief den Volks- 
polizeiangehörgen mehrmals entgegen: „Erschießt mich 
doch“.

Der Strafsenat 1 b des Stadtgerichts Berlin hat den 
Angeklagten durch Urteil vom 21. Juni 1953 auf Grund 
des festgestellten Sachverhalts wegen Aufruhrs und 
wegen Landfriedensbruchs zu einer Gesamtstrafe von 
drei Jahren sechs Monaten Zuchthaus verurteilt.

Gegen dieses Urteil hat der Generalstaatsanwalt von 
Groß-Berlin Protest eingelegt und diesen auf das Straf­
maß beschränkt. Er hat ausgeführt, daß das Stadtge­
richt bei der Strafzumessung nicht alle, insbesondere 
nicht die persönlichen Umstände, hinreichend berück­
sichtigt habe und bei Beachtung dieser Umstände eine 
mildere Bestrafung gerechtfertigt sei.

Gegen das Urteil hat ferner der Angeklagte durch 
seinen Verteidiger Berufung eingelegt und vorgetragen, 
daß die tatsächlichen Feststellungen eine Verurteilung 
wegen Tätigwerdens als Rädelsführer sowie ein 
Handeln in Tatmehrheit nicht rechtfertige.

Der Protest und die Berufung führten zur Abän­
derung des Urteils des Stadtgerichts.

Die von dem Stadtgericht getroffenen tatsächlichen 
Feststellungen rechtfertigen zwar eine Verurteilung aus 
§ 115 Abs. 1 und 125 Abs. 1 StGB, nicht jedoch eine 
solche aus den Absätzen 2 dieser Bestimmungen. Es 
sind in dem Urteil keine Feststellungen darüber ge­
troffen, daß der Angeklagte, der sich an dem Aufruhr 
und an dem Landfriedensbruch beteiligt hat, als Rädels­
führer tätig geworden ist.

Die tatsächlichen Feststellungen rechtfertigen ferner 
nicht die Auffassung des Stadtgerichts, daß der Ange­
klagte mehrere selbständige Handlungen begangen hat. 
Es handelt sich nach den tatsächlichen Feststellungen 
vielmehr um Tateinheit gemäß § 73 StGB.

Abgesehen hiervon ist aber auch, wie der Protest des 
Generalstaatsanwalts von Groß-Berlin zutreffend aus­
geführt hat, die Dauer der vom Stadtgericht erkannten 
Freiheitsstrafe ungerechtfertigt. Das angefochtene Ur­
teil hat es unterlassen, die Persönlichkeit des Ange­
klagten, die persönlichen und alle entlastenden Um­
stände hinreichend zu erörtern und zu berücksichtigen. 
Es hat nicht genügend beachtet, daß der Angeklagte ein 
anständiger und ehrlicher Arbeiter ist, dessen gute 
Leistungen und ständige Einsatzbereitschaft für seinen 
Betrieb einen guten Ruf und eine gute Wertschätzung 
aller Kollegen begründeten.

Bei dem im Aufträge der imperialistischen Kriegsbrand­
stifter am 17. Juni 1953 durch Westberliner Provokateure 
und Banditen organisierten verbrecherischen Anschlag 
auf die Deutsche Demokratische Republik nutzten diese 
verbrecherischen Elemente mit schamloser Verhetzung 
und Verleumdung zahlreiche unzufriedene Werktätige 
für ihr schändliches Ziel aus. Durch Lüge und Verhet­
zung wurde manch ehrlicher und anständiger Arbeiter 
irregeführt. Bei denen, die an den Ereignissen der Tage 
teilgenommen haben, muß sorgfältig die Schuld eines 
jeden einzelnen geprüft, Grad und Umfang der Schuld 
gewissenhaft festgestellt und die gerechte Strafe er­
mittelt werden. Das Zentralkomitee der Sozialistischen 
Einheitspartei Deutschlands hat in seiner Erklärung 
vom 21. Juni 1953 besonders darauf hingewiesen, daß 
unterschieden werden muß zwischen den ehrlichen, um 
ihre Interessen besorgten Werktätigen, die zeitweise 
den Provokateuren Gehör schenkten, und den Provo­
kateuren selber, und daß ehrliche Arbeiter, die zeit­
weilig irregingen, deswegen nicht aufgehört haben, ehr­
liche Arbeiter zu sein und als solche zu achten sind.

Diese Gesichtspunkte haben in dem angefochtenen 
Urteil keinen Ausdruck gefunden. Einer von jenen 
durch die Hetze der Provokateure irregeleiteten, ehr­
lichen Arbeiter ist der Angeklagte. Er ist ein fleißiger, 
zuverlässiger, ständig zu jeder Arbeit bereiter und im 
Betrieb von seinen Kollegen geachteter Arbeiter. Er 
ist seit Jahren Mitglied der Gesellschaft für Deutsch- 
Sowjetische Freundschaft, er ist auch im FDGB organi­
siert. Der Angeklagte hat sich auch am Vormittag des
17. Juni 1953 wie üblich zu seiner Arbeitsstelle begeben

und bis mittags gearbeitet. Er hat nicht aus eigenem 
Antrieb die Arbeit vorzeitig beendet. Er hat sich jedoch 
an den Vorgängen in der Gegend der Warschauer 
Brücke beteiligt und gegen unsere Volkspolizei Stellung 
genommen. Seine Teilnahme und sein herausfordern­
des Verhalten gegen die Volkspolizei, die tapfer, un­
erschrocken und in aufopferungsvoller Pflichterfüllung 
den faschistischen Provokationen Einhalt gebot und sie 
schnellstens zu beenden bestrebt war, die sich ent­
schlossen und besonnen bemühte, die öffentliche Ruhe 
wieder herzustellen und der Erhaltung des Friedens 
zu dienen, zeigt, daß der Angeklagte eine erhebliche 
Schuld auf sich genommen hat. Denn ohne die Teil­
nahme solcher Menschen, wie der Angeklagte, hätte 
es den Provokateuren überhaupt nicht gelingen können, 
ihre schändlichen Absichten soweit zu verwirklichen.

Aber der Angeklagte ist zu seinem schuldhaften und 
falschen Verhalten erkennbar nur durch die Hetze und 
Verleumdung der Provokateure gekommen. Er hat die 
ganze Tragweite seines Handelns und die Zusammen­
hänge der ganzen Ereignisse des 17. Juni 1953 nicht 
rechtzeitig durchschaut.

Der Angeklagte hat aber seine Schuld und seinen 
schweren Fehler jetzt erkannt, eingesehen und sein 
Verhalten ernsthaft bereut. Das hat die Hauptverhand­
lung vor dem Strafsenat des Kammergerichts zur Ge­
wißheit des Gerichts ergeben. Das Gericht hat keine 
Zweifel daran, daß er seine Reue durch die Tat be­
weisen wird. Es ist überzeugt davon, daß er aus seinem 
Fehler gelernt hat und durch seine Arbeit in der Zu­
kunft beweisen wird, daß er bereit ist, wiedergutzu­
machen, was er gefehlt hat.

Aus allen diesen Erwägungen ist das Gericht in Über­
einstimmung mit dem Generalstaatsanwalt von Groß- 
Berlin zu der Überzeugung gekommen, daß eine ge­
ringere Strafe ausreichend ist, um dem Angeklagten 
seine Tat in allem Ernst klar zu machen. Unter Be­
rücksichtigung aller Umstände erscheint mit Rücksicht 
auf die Persönlichkeit des Angeklagten eine Gefängnis­
strafe von sechs Monaten als angemessen und aus­
reichend.

§ 1 Abs. 1 Ziff. 2 und 3 WStVO.
Verkauft ein Bäcker den überwiegenden Teil des ihm 

zur Brotherstellung zugewiesenen Mehles in unverbak- 
kenem Zustand zu Futterzwecken weiter, so entzieht er 
Gegenstände, die wirtschaftlichen Leistungen zu dienen 
bestimmt sind, ihrem bestimmungsmäßigen Gebrauch 
und macht sich nach § 1 Abs. 1 Ziff. 2 und 3 WStVO 
strafbar.

KrG Wittenberg, Urt. vom 27. April 1953 — 4 Ds 105/53.
Der Angeklagte, der gelernter Müller und Bäcker 1st, wurde 

nach seiner Rückkehr aus der Kriegsgefangenschaft zunächst 
als Treuhänder in einer Bäckerei und Mühle eingesetzt. Im 
Jahre 1951 übernahm er eine Bäckerei in W.

In der Zeit vom September 1952 bis Februar 1953 hat der An­
geklagte von den für seine Bäckerei bezogenen Mehlmengen 
einen großen Posten, insgesamt etwa 450 dz, unverbaCken ver­
kauft. In seinen Meldungen an das Amt für Handel und Ver­
sorgung führte er diese Mengen mit als verbacken auf und 
bezog daraufhin auch eine größere Zuteilung an Braunkohlen­
briketts.

Der Angeklagte beruft sich darauf, daß das Mehl an die Be­
völkerung frei verkauft werden könne; er sei sich aus diesem 
Grunde keiner strafbaren Handlung bewußt gewesen. Er habe 
nicht gewußt oder auch nur angenommen, daß dieses Mehl für 
Futterzwecke verwandt wurde. Bei seinem Kundenkreis von 
etwa 180 Haushaltungen habe er monatlich ungefähr je 10 bis 
15 Pfund Roggenmehl abgegeben.

Das KrG hat den Angeklagten wegen fortgesetzten Ver­
brechens gegen § 1 Abs. 1 Ziff. 2 und 3 WStVO zu einer Zucht­
hausstrafe von vier Jahren, einer Geldstrafe von 5000 DM und 
Vermögenseinziehung verurteilt.

Aus den G r ü n d e n :
Das Gericht kann sich den Einlassungen des Ange­

klagten nicht anschließen.
Grundsätzlich ist hierzu zu sagen, daß, wie vom Zeu­

gen Kreiskontrolleur H. richtig ausgeführt wurde, sämt­
liche Mehlsorten bis zum Einkauf durch den Bäcker — 
gelenkt durch die Genossenschaft des Bäcker- und 
Müllerhandwerks — bewirtschaftet werden. Der Ange­
klagte war kein Futtermittelhändler, sondern ein 
Bäcker, der mit der Herstellung von Brot für die 
menschliche Ernährung und mit dem Einzelverkauf von 
Mehl soweit befaßt war, als diese Lebensmittel für den
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